
Saburre adquireret
Nebenbei Notiert

von Stefan Wogawa
Der Landtag hat in erster Le-

sung den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung zur Änderung des
Thüringer Blindengeldgesetzes be-
raten. In drei Schritten soll bis
2018 das Landesblindengeld von
jetzt 270 Euro auf 400 Euro ange-
hoben werden. Damit wird ein wei-
teres Vorhaben aus dem rot-rot-
grünen Koalitionsvertrag umge-
setzt. Sie haben im Landtag von ei-
ner echten Trendwende gespro-
chen, warum?

Weil ein wirklicher Nachteilsaus-
gleich erreicht wird, der zuvor unter
den CDU-geführten Vorgängerregie-
rungen in Thüringen nicht möglich
war. Im Gegenteil, da gab es sogar ei-
ne Zeit, da war das Blindengeld voll-
ständig gestrichen worden.  Übrigens
ein Verfassungsbruch, denn die Thü-
ringer Verfassung schreibt in Artikel
2 Abs. 4 die Pflicht eines konkreten
Nachteilsausgleichs für Menschen
mit Behinderung vor. 

Überfällig war auch, dass nun mit
den Taubblinden eine Gruppe von
Sinnesbehinderten in den Kreis der
Anspruchsberechtigten aufgenom-
men wird, die bisher leer ausgegan-
gen ist. Thüringen wird damit vom
Schlusslicht zu einem Bundesland im
Mittelfeld des Ländervergleichs. Die
Anhebung des Nachteilsausgleichs
ist auch angesichts der Verpflichtun-
gen des Landes zur Umsetzung des
UN-Abkommens über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen drin-
gend geboten. 

Sie haben im Landtag darauf
hingewiesen, dass mehr als
11.000 Menschen in Thüringen als
Blinde bzw. Sehbehinderte eine
Anerkennung nach dem Schwer-
behindertengesetz haben. Welche
Begründung gibt es, dass nicht al-
le vom Blindengeld profitieren?

Aus Gleichbehandlungsgründen
muss die Sehbehinderung trotz
„Restsehfähigkeit“, so der Fachbe-
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Der Vorschlag der Landesregie-
rung zur Gebietsreform in Thürin-
gen ist veröffentlicht. Bei einem
(dringend notwendigen) Vorhaben
dieser Größenordnung ist es völlig
normal, dass es auch Kritik gibt.
Merkwürdig ist jedoch das weitge-
hende Fehlen inhaltlicher Argu-
mente in aktuellen Stellungnah-
men. Stattdessen viel Emotion mit
bombastischen Übertreibungen.
Auffällig ist, dass sich viele Besitz-
standswahrer äußern.

Ein CDU-Bürgermeister jam-
mert über eine „Katastrophe für
unsere Heimat“. Gleichzeitig freut
er sich über einen Beitritt zu sei-
ner Landgemeinde im Rahmen der
(finanziell geförderten) Freiwillig-
keitsphase. Ist das glaubwürdig?

Diana Machalett, Vorsitzende
der VG Riechheimer Berg, wütet in
einer Regionalzeitung. Ihr ist es
schon zu viel, dass Landtagsabge-
ordnete von ihren Rechten Ge-
brauch machen und sich per Par-
lamentarischer Anfrage über die
Haushaltssituation der VG infor-
mieren, nachdem sie selbst Infor-
mationen verweigert hatte. Will-
kommen in der Demokratie!

Im Weimarer Land droht der hin-
reichend berüchtigte Landrat
Hans-Helmut Münchberg mit Kla-
ge. Das Amtsblatt des Kreises
dürfte künftig wieder verstärkt die
Spielwiese für seinen publizisti-
schen Bekehrungswahn werden.
Schon in der letzten Ausgabe des
im Volksmund wegen der landrät-
lichen Ergüsse „Münchberg-Pra-
wda“ genannten Pamphlets drück-
te er den Lesern gleich drei eigene
Artikel aufs Auge.

Etwas anders reagiert man in
Weimar. Dort werden Spaßgrana-
ten gezündet. Ein „Lied“ soll die
Kreisfreiheit retten. Dazu hat
Hans-Peter Henning das berühmte
„Rennsteiglied“ brutal vergewal-
tigt. Der neue Text, von dem Hen-
ning glaubt, er habe ihn „gedich-
tet“ (der Text ist mehr schlecht als
recht gereimt), argumentiert, Wei-
mar sei „so cool“. Nur gut, dass
Goethe das nicht mehr erleben
muss.

Emotionen statt Inhalt 
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stimmen, an der Stelle hätten wir ge-
hofft, dass mit dem Bundesteilhabe-
gesetz ein Nachteilsausgleich für alle
Menschen mit Behinderungen
kommt. Das scheint in dem jetzigen
Gesetzentwurf nicht so angedacht zu
sein. Aber wir sagen auch, Blinden-
geld für die circa 4.100 oder 4.200
anspruchsberechtigten Thüringerin-
nen und Thüringer ist kein Almosen,
es ist nicht nach Gutdünken oder
Haushaltslust zu verteilen. Finanziel-
le Nachteilsausgleiche sind für sin-
nesbehinderte Menschen von beson-
derer Bedeutung, weil sie in starkem
Maße auf spezielle Hilfsmittel ange-
wiesen sind, um möglichst selbstbe-
stimmt im Alltag zu sein und am Le-
ben der Gesellschaft uneinge-
schränkt teilnehmen zu können.

Daher auch drängen Sie auf das
Gehörlosengeld?

Entsprechende seit Jahren von Be-
hindertenverbänden und Selbstver-
tretungen der Gehörlosen erhobene
Forderungen sind voll und ganz be-
rechtigt. Es darf keine Diskriminie-
rung zwischen den einzelnen Betrof-
fenengruppen von behinderten Men-
schen geben. Auch Gehörlose - laut
Landesamt für Statistik sind 873 Per-
sonen nach dem Schwerbehinderten-
gesetz als gehörlos anerkannt - ha-
ben nach dem UN-Behinderten-
rechtsabkommen und der Thüringer
Verfassung ein Recht auf diese Nach-
teilsausgleiche.      

Foto: Karola Stange (M.) bei einer
Demo  im Frühjahr vor dem Landtag.

Trendwende zum Nachteilsausgleich

Unterstützung für
Schulhof-Projekt

Eine Spende der Alternative 45 Er-
furt e.V., des Vereins der Landtagsab-
geordneten der Fraktion übergab Mi-
chael Lemm, Vorsitzender des LINKE-
Kreisverbandes Wartburgkreis-Eisen-
ach, zusammen mit Julian Schmidt,
Mitarbeiter im offenen Jugend- und
Wahlkreisbüro RosaLuxx., im Namen
der LINKE-Landtagsabgeordneten
Kati Engel dem Förderverein der Ost-
stadtschule Eisenach, staatliche Ge-
meinschaftsschule e.V. 

Mit dem Geld wird das Projekt
„Schulhof als aktiver Lern- und Erfah-
rungsraum“ unterstützt. Ziel des Pro-
jektes ist es, den Schulhof so umzu-
gestalten, dass er für die Schülerin-
nen und Schüler tatsächlich zu einem
Raum für Bewegung und gemeinsa-
mes Erleben werden kann. 

Aus Protest gegen die automati-
sche Diätenerhöhung nach Artikel 54
der Landesverfassung – eine Klage
der Fraktion war leider nicht erfolg-
reich – haben  1995 die Landtagsab-
geordneten der PDS (heute DIE LIN-
KE) den Verein Alternative 54 Erfurt
e.V. gegründet, der Gelder aus den
Diäten-Erhöhungen als Spenden ge-
meinnützigen Vereinen, Initiativen
und Projekten zukommen lässt. 

Allein im September hat die Alter-
native 54 an 26 Vereine und Verbän-

de in Thüringen Zuwendungen in ei-
ner  Gesamtsumme von 10.300 Euro
ausgereicht. Bisher wurden in diesem
Jahr 173 Projekte mit 65.700 Euro
gefördert, besonderes Augenmerk
lag auf Vorhaben im Bildungsbereich.

Seit Gründung des Vereins vor 21
Jahren wurden mehr als  1,1 Millio-
nen Euro aus den Abgeordneten-Diä-
ten gespendet.

Foto (v.l.n.r.): Antje Peter-Biehl (Vor-
sitzende Förderverein der Oststadt-
schule), Julian Schmidt (Mitarbeiter im
offenen Jugend- und Wahlkreisbüro
RosaLuxx.), Josephine Ebert (Schul-
sprecherin Oststadtschule), Katrin
Hellmann (stellvertretende Direktorin
Oststadtschule)         

griff, der Situation eines blinden
Menschen entsprechen. Wir wissen,
genau das ist ein Problem, denn eine
Vielzahl von hochgradig sehbehinder-
ten Menschen wartet auf einen Nach-
teilsausgleich in Form eines Blinden-
geldes oder eines Nachteilsaus-
gleichs. Ich kann da nur meinen Kol-
legen der Koalitionsfraktionen zu-

NACHGEFRAGT bei Karola Stange, Sprecherin der Linksfraktion für Behindertenpolitik


